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des Musikverein 1964 Oberndorf beschlossen in der Generalversammlung am 17.04.2026, in Jossgrund–Oberndorf. 

§ 1 Name und Sitz 

(1) Der Verein führt den Namen „Musikverein 1964 Oberndorf“ im folgenden kurz Verein genannt. Der Verein soll in das Vereinsregister 

eingetragen werden und führt danach den Zusatz „e.V."   

Der Verein ist in das Vereinsregister beim Amtsgericht Hanau unter der Nr.: _____________ (Angabe nach Eintragung) eingetragen. 

(2) Der Verein wurde am 11.09.1964 gegründet und hat seinen Sitz in Jossgrund-Oberndorf. 

Der Verein gilt als nicht im Vereinsregister eingetragener Verein. 

(3) Der Verein ist politisch, ethnisch und konfessionell neutral. 

(4) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 2 Zweck und Ziele 

(1) Zweck des Vereins ist die Förderung von Kunst und Kultur. Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch: 

- Pflege der Blasmusik und des Liedgutes, 

- Regelmäßige Übungsstunden, 

- Veranstaltung von Konzerten, 

- Mitwirkung bei weltlichen, kulturellen und kirchlichen Veranstaltungen, 

- Brauchtumspflege 

- Teilnahme an Musikfesten und Wertungsspielen, 

- Die Unterhaltung einer Jugendarbeit und damit verbundene Förderung und Ausbildung von Jungmusiker:innen. 

(2) Der Verein ist Mitglied im Hessischen Musikverband e.V.  

(3) Der Verein und seine Mitglieder anerkennen als für sich verbindlich die Satzungsbestimmungen und Ordnungen der unter Absatz 2 

genannten Vereinigungen. 

(4) Der Verein ist parteipolitisch neutral. Er wird unter Wahrung der politischen und religiösen Freiheit seiner Mitglieder nach 

demokratischen Grundregeln geführt. 

§ 3 Gemeinnützigkeit 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „steuerbegünstigte Zwecke“ de r 

Abgabenverordnung.  

(2) Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(3) Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den 

Mitteln des Vereins. Die Vereins- und Organämter werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt. Unabhängig davon dürfen jedoch 

Aufwandsentschädigungen an Vorstandsmitglieder oder Personen, die nebenberuflich im Dienst oder im Auftrag des Vereins tätig 

sind, gezahlt werden. Entschädigungen dürfen nicht unangemessen hoch sein und sind nur im Rahmen haushaltsrechtlicher 

Möglichkeiten des Vereins zulässig. Personen, die sich im Ehrenamt oder nebenberuflich im Verein im gemeinnützigen Bereich 

engagieren, können im Rahmen der steuerlich zulässigen Ehrenamtspauschale gem. §3 Nr. 26a EStG und/oder der 

Übungsleiterpauschale gem. §3 Nr. 26 EStG begünstigt werden.  

(4) Die Mitglieder der Organe des Vereins sowie mit Aufgaben zur Förderung des Vereins betraute Mitglieder haben gegenüber dem 

Verein Anspruch auf Ersatz der ihnen im Zusammenhang mit ihrer Amtsausübung entstandenen Aufwendungen (§ 670 BGB ) im 

Rahmen der Beschlüsse des Vorstandes und im Rahmen der finanziellen Leistungsfähigkeit des Vereins. 

(5) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe 

Vergütungen begünstigt werden. 

(6) Ausscheidende Mitglieder haben gegen den Verein keine Ansprüche auf Zahlung des Wertes eines Anteils am Vereinsvermögen. 

§ 4 Mitglieder 

(1) Der Verein besteht aus 

a) aktiven Mitgliedern b) fördernden Mitgliedern c) Ehrenmitgliedern 

(2) Aktive Musiker:innen sind alle Musiker:innen der Stammkapelle, des Jugendorchesters, der MusicKids, der Bläserklassen und der 

Ehemaligen Kapelle sowie stimmberechtigte Mitglieder der Vorstandschaft. 

(3) Nach 40jähriger aktiver Mitgliedschaft im Verein und der Vollendung des 65. Lebensjahres wird ein Mitglied automatisch zum 
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Ehrenmitglied des Vereins ernannt. Des Weiteren kann der Vorstand Personen, die sich für den Verein besonders 

verdient gemacht haben, zu Ehrenmitgliedern ernennen. 

(4) Mitglieder ohne den in den vorgenannten Abschnitten festgelegten Status sind fördernde Mitglieder. 

(5) Die Mitglieder verpflichten sich zur Zahlung von Mitgliedsbeiträgen. Die Höhe der Jahresbeiträge werden von der 

Mitgliederversammlung festgelegt und sind in der Geschäftsordnung festgehalten. Ehrenmitglieder sind nicht zu Beitragszahlungen 

verpflichtet. 

§ 5 Erwerb der Mitgliedschaft 

(1) Als Mitglied des Vereins können alle natürlichen und juristischen Personen aufgenommen werden, die die Zwecke des Vereins 

anerkennen und fördern. Natürliche Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, werden mit Zustimmung des/der 

gesetzlichen Vertreters/Vertreterin aufgenommen. Der Aufnahmeantrag ist schriftlich an den Vorstand zu stellen. Der Vorstand 

entscheidet über den Aufnahmeantrag. Ein Aufnahmeanspruch besteht nicht. 

(2) Die Mitgliedschaft ist nicht übertragbar und nicht vererblich. 

(3) Die Aufnahme in den Verein ist davon abhängig, dass sich das Mitglied für die Dauer dessen Mitgliedschaft verpflichtet am 

Bankeinzugsverfahren für die Mitgliedsbeiträge teilzunehmen. Das hat das Mitglied in der Eintrittserklärung rechtsverbindlich zu 

erklären. Laufende Änderungen der Bankverbindung sind dem Verein mitzuteilen.  

§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Austritt, Ausschluss aus dem Verein oder durch Streichung aus dem Mitgliederverzeichnis, wenn 

ein Mitglied sechs Monate mit der Entrichtung der Beiträge im Verzug ist. 

(2) Der Austritt aus dem Verein ist nur zum Ende des Kalenderjahres zulässig. Der Austritt muss gegenüber dem Vorstand schriftlich 

erklärt werden. 

(3) Mit Beendigung der Mitgliedschaft erlischt jeder Anspruch an das Vereinsvermögen. 

§ 7 Ausschluss von Mitgliedern 

(1) Mitglieder, die Ihren Pflichten wiederholt nicht nachkommen, gegen die Satzung verstoßen oder durch deren Verhalten die Interessen 

oder das Ansehen des Vereins schädigen, können durch die Vorstandschaft ausgeschlossen werden. 

(2) Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand mit einfacher Mehrheit endgültig. Ein Rechtsmittel gegen den 

Ausschließungsbeschluss findet nicht statt. Antragsberechtigt ist jedes Mitglied.  

(3) Dem betroffenen Mitglied ist nach Eingang des Ausschließungsantrages beim Vorstand von diesem für einen Zeitraum von vier 

Wochen rechtliches Gehör zu gewähren. Während des Ausschließungsverfahrens ruhen sämtliche Rechte des auszuschließenden 

Mitglieds. 

§ 8 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

(1) Mitglieder haben 

- Sitz- und Stimmrecht in der Generalversammlung, 

- Informations- und Auskunftsrechte, 

- das Recht auf Teilhabe und Nutzung der Angebote des Vereins, 

- das aktive und passive Wahlrecht bei Erfüllung der satzungsgemäßen Voraussetzungen, 

- Verschwiegenheit über Vereinsbelange zu wahren, 

- Treuepflicht gegenüber dem Verein und 

- pünktlich und fristgemäß die festgesetzten Beiträge zu erbringen. Der Jahresbeitrag wird in einer Summe zu Beginn eines 

Kalenderjahres fällig. In Härtefällen kann die Vorstandschaft über eine Beitragsfreiheit entscheiden. Ehrenmitglieder sind nicht 

zu Beitragszahlungen verpflichtet. 

(2) Stimmberechtigt sind Mitglieder ab dem vollendeten 14. Lebensjahr. Mit der Zustimmung zum Vereinsbeitritt erklären die 

gesetzlichen Vertreter:innen (Sorgeberechtigten) minderjähriger Mitglieder sich damit einverstanden, dass das minderjährige Mitglied 

ab dem vollendeten 14. Lebensjahr sein Stimmrecht selbstständig – ohne Zustimmung der Sorgeberechtigten – ausüben darf.  

(3) Dieses Einverständnis können die Sorgeberechtigten durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand bis zum Beginn der 

jeweiligen Generalversammlung widerrufen. Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend, wenn nur eine 

erziehungsberechtigte Person vorhanden ist. 
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(4) Über die Anstellung eines/einer Dirigenten/Dirigentin und dessen Stellvertreter:in entscheiden ausschließlich die 

aktiven Mitglieder. Über die Festsetzung der Vergütung entscheidet der Vorstand. 

§ 9 Datenschutz, Persönlichkeitsrechte 

 
Datenschutz und Persönlichkeitsreche regelt die Datenschutzordnung als Anlage zur Satzung 

§ 10 Organe 

Organe des Vereins sind: 
(1) die Generalversammlung 

(2) der geschäftsführende Vorstand 

§ 11 Der Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus dem geschäftsführenden Vorstand. Dieser wiederum setzt sich zusammen aus: 

a) dem Vorstandsteam Veranstaltung, kurz: Vorstand Veranstaltung 

b) dem Vorstandsteam Interne Organisation, kurz: Vorstand Organisation 

c) dem Vorstandsteam Jugend, kurz: Vorstand Jugend 

d) dem Vorstandsteam Finanzen, kurz: Vorstand Finanzen 

(2) Der geschäftsführende Vorstand beschließt über alle laufenden Angelegenheiten des Vereins, soweit nicht die Generalversammlung 

nach den Bestimmungen dieser Satzung oder kraft Gesetzes zuständig ist. Weiterhin ist der Vorstand verantwortlich für die 

Ausführung der Beschlüsse der Generalversammlung.  

(3) Der Vorstand, gibt sich selbst eine Geschäftsordnung. Diese Geschäftsordnung stellt in den Grenzen von Gesetz und dieser Satzung 

eine Richtlinie für die Geschäftsführung des Vorstands dar und soll insbesondere die Geschäftsbereiche bestimmen, die von den 

Vorstandsmitgliedern intern bearbeitet werden. Im Rahmen der Geschäftsordnung führt jedes Vorstandsmitglied in eigener 

Verantwortung seine Aufgaben aus. 

(4) Der geschäftsführende Vorstand hat aus seiner Mitte eine:n Vorstandssprecher:in zu bestimmen. Diese:r ist für die Einberufung und 

Leitung der Generalversammlung zuständig. 

(5) Vorstand im Sinne des §26 BGB ist der geschäftsführende Vorstand. Jedes Mitglied des geschäftsführenden Vorstandes ist einzeln 

vertretungsberichtigt. 

(6) Der Vorstand kann zur Unterstützung seiner Arbeit einzelne Aufgaben sachkundigen Mitgliedern übertragen. 

(7) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Drittel seiner Mitglieder anwesend sind, Die Beschlüsse werden mit einfacher 

Stimmmehrheit gefasst. 

§ 12 Die Generalversammlung 

(1) Die Generalversammlung ist das oberste Organ des Vereins. Sie findet einmal jährlich statt. Die Generalversammlung ist ebenso 

einzuberufen, wenn das Interesse des Vereins es erfordert. Sie wird vom Vorstand mindestens zwei Wochen vorher durch schriftliche 

Benachrichtigung der Mitglieder unter Bekanntmachung der Tagesordnung einberufen. Das Erfordernis der schriftlichen Einladung ist 

auch erfüllt, wenn die Einladung durch Email erfolgt. Maßgebend für die ordnungsgemäße Ladung ist die dem Vorstand letztbekannte 

Anschrift / letztbekannte Email-Adresse des Mitglieds. Die Mitteilung von Adressänderungen /Änderungen von Email-Adressen ist 

eine Bringschuld des Mitglieds. Anträge an die Generalversammlung sind mindestens eine Woche vor ihrer Durchführung schriftlich 

an den/die Vorstandssprecher:in zu richten.  

(2) Außerordentliche Generalversammlungen werden auf Beschluss des Vorstands oder auf schriftliches Verlangen von mindestens 

einem Viertel aller stimmberechtigten Mitglieder unter Angabe der Gründe einberufen. Für die Bekanntmachungsfrist genügen in 

diesem Fall drei Tage. 

(3) Die Generalversammlung leitet der/die Sprecher:in des geschäftsführenden Vorstands. Ist die Person verhindert, wird sie von einem 

anderen Mitglied des geschäftsführenden Vorstands nach Absprache geleitet. 

(4) Die Generalversammlung ist nach ordnungsgemäßer Einberufung und ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder 

beschlussfähig. 
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(5) Die Generalversammlung ist zuständig für: 

- Die Entgegennahme der Geschäftsberichte 

- Die Entgegennahme des Berichts der Kassenprüfer:innen 

- Entlastung des Vorstands, der Vorstandschaft und der Mitglieder der Geschäftsbereiche 

- Wahl des Wahlausschusses 

- Wahl des geschäftsführenden Vorstands 

- Wahl der Kassenprüfer:innen 

- Die Aufstellung und Änderung der Satzung 

- Die Änderung des Vereinszwecks 

- Genehmigung der Vereinsordnungen 

- Die Festsetzung des Mitgliedsbeitrags 

- Entscheidung über Einsprüche gegen Beschlüsse der Vorstandschaft bezüglich Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern 

- Die Entscheidung über wichtige Angelegenheiten, die der Vorstand an die Generalversammlung verwiesen hat. 

- Den Austritt aus den in § 2 Abs. 1 genannten Vereinigungen  

- Auflösung des Vereins 

§ 13 Wahlen und Beschlussfassung 

(1) Die stimmberechtigten Mitglieder des Vorstands werden in der Generalversammlung für eine Amtszeit von zwei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. 

(2) Die zwei Kassenprüfer:innen werden für zwei Jahre gewählt. Sie dürfen der Vorstandschaft nicht angehören. Wiederwahl ist zulässig. 

Ihre Aufgaben regelt §16 und §17. 

(3) Bei der Beschlussfassung entscheidet die einfache Mehrheit der vertretenen Mitglieder. Enthaltungen werden nicht gezählt. 

(4) Scheidet ein Mitglied des geschäftsführenden Vorstands oder ein:e Kassenprüfer:in vorzeitig aus, muss in der nächsten 

Generalversammlung eine Ersatzwahl vorgenommen werden. Der Vorstand ist berechtigt, bis zur Ersatzwahl ein Mitglied 

kommissarisch mit der Aufgabe des Ausgeschiedenen zu betrauen. 

(5) Scheidet während der Amtsdauer mehr als ein Mitglied des geschäftsführenden Vorstands aus, erfolgen automatisch Neuwahlen in 

einer außerordentlichen Generalversammlung, die vom verbliebenen Vorstand innerhalb von 14 Tagen nach deren Ausscheiden 

einzuberufen ist. 

(6) Vor der Durchführung von Wahlen wird in offener Abstimmung ein:e Wahlleiter:in gewählt. Diese Person führt die Wahlen durch.  

(7) Die Wahlen erfolgen per Handzeichen, falls aus der Versammlung kein Antrag auf geheime Abstimmung erfolgt.  

(8) Ein:e Bewerber:in gilt als gewählt, wenn die Person mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Erhält kein:e 

Bewerber:in mehr als die Hälfte, so wird zwischen den beiden Bewerber:innen mit der höchsten Stimmenzahl eine Stichwahl 

durchgeführt. 

(9) Die Art der Abstimmung bestimmt der/die Versammlungsleiter:in, soweit in dieser Satzung nicht eine Art der Abstimmung zwingend 

bestimmt ist. Stehen bei einer Wahl zwei Kandidat:innen oder mehr zur Abstimmung, so ist immer geheim mit Stimmzetteln zu 

wählen. Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen und werden nicht gezählt. Eine ordnungsgemäß einberufene 

Generalversammlung ist stets beschlussfähig. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Stimmrechtsübertragungen sind nur in den in dieser 

Satzung vorgesehenen Fällen (Eltern für Kinder) möglich. Beschlüsse werden mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen 

gefasst. Für Satzungsänderungen ist eine 3/4 Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen, für die Änderung des Vereinszwecks und 

die Auflösung des Vereins von 4/5 der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. 
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(10) Das Versammlungsprotokoll ist von dem/der Versammlungsleiter:in und dem/der Protokollführer:in zu 

unterschreiben. 

 Es muss enthalten: 

- Ort und Zeit der Versammlung, 

- Name des/der Versammlungsleiter:in und des/der Protokollführer:in, 

- Zahl der erschienen Mitglieder, 

- Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung und der Beschlussfähigkeit, 

- die Tagesordnung, 

- die gestellten Anträge, das Abstimmungsergebnis (Zahl der JA-Stimmen, Zahl der NEIN-Stimmen, Zahl der 

ENTHALTUNGEN, Zahl der ungültigen Stimmen), 

- die Art der Abstimmung, 

- Satzungs- und Zweckänderungsanträge sowie 

- Beschlüsse 

§ 14 Ehrungen 

Mitglieder mit langjähriger Vereinszugehörigkeit oder die sich im Verein besondere Dienste erworben haben, können vom Vorstand geehrt 

werden. Näheres regelt die Geschäftsordnung. 

§ 15 Kassenführung 

(1) Die Kassengeschäfte erledigt der Vorstand Finanzen. Er ist berechtigt, Zahlungen für den Verein zu leisten und anzunehmen sowie 

dafür zu bescheinigen. 

(2) Der Vorstand Finanzen fertigt zum Schluss eines jeden Geschäftsjahres einen Kassenabschluss, welcher der Generalversammlung 

zur Anerkennung und Entlastung vorzulegen ist. 

(3) Der Vorstand Finanzen überwacht das gesamte Vereinsvermögen. 

§ 16 Kassenprüfung 

(1) Die Generalversammlung wählt aus dem Kreis der stimmberechtigten Mitglieder zwei Kassenprüfer:innen, welche nicht der 

Vorstandschaft angehören dürfen. 

(2) Die Kassenprüfer:innen prüfen die Ordnungsmäßigkeit der Buchführung und Belege des Vereins sachlich und rechnerisch. Die 

Prüfung der Kasse bestätigen sie durch ihre Unterschrift im vorgegebenen Protokoll. Der Generalversammlung ist hierüber Bericht zu 

erstatten. 

(3) Bei ordnungsgemäßer Führung der Kassengeschäfte beantragen die Kassenprüfer:innen die Entlastung des Vorstands Finanzen. 

(4) Die Kassenprüfer:innen sind berechtigt, bei Bedarf außerordentliche Kassenprüfungen vorzunehmen. Sie haben den Vorstand 

Finanzen mindestens eine Woche vor der außerordentlichen Prüfung zu informieren. 

(5) Kassen- und Prüfbericht der Kassenprüfung sind dem Vorstand vor der Generalversammlung vorzulegen. 

§ 17 Auflösung 

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer außerordentlichen Generalversammlung beschlossen werden. Für den Beschluss ist 

eine Mehrheit von 4/5 der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. 

(2) Im Falle der Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das gesamte Vereinsvermögen an die 

Gemeinde Jossgrund, mit der Bestimmung es zu verwalten, bis ein Verein mit gleichem Namen und gleichem Zweck gegründet wird. 

Ist dies nicht der Fall, so ist das Vermögen von der Gemeinde Jossgrund im Einvernehmen mit dem zuständigen Finanzamt 

gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken zuzuführen. 

§ 18 Gültigkeit dieser Satzung, Schlussbestimmungen 

(1) Diese Satzung wurde durch die Generalversammlung am ……. beschlossen. 

(2) Alle bisherigen Satzungen und Ordnungen des Vereins treten damit außer Kraft. 
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Der Vorstand des Musikvereins 1964 Oberndorf 

 

 

Vorstand interne Organisation  May-Britt Weismantel (1.) Timo Engel (2.) 

 

 

Vorstand Veranstaltungen  Johanna Birkler (1.) Stefan Bien (2.) 

 

 

Vorstand Finanzen  Lea Werth (1.) Jonas Weismantel (2.) 

 

 

Vorstand Jugend  Fiona Kalbert (1.) Anouk Weismantel (2.) 

 


